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Im Verlauf des postkommunistischen Wandels hat sichein neuer disziplinübergreifender Forschungszweig eta-
bliert, der sich seiner Relevanz schon aufgrund der Dimen-
sionen der von ihm untersuchten Problematik sicher sein
kann: Heute leben 40 Prozent der europäischen und ein
Drittel derWeltbevölkerung in Ländern, die einen tiefgrei-
fendenWandel ihres wirtschaftlichen und politischen Sy-
stems durchlaufen. Die Erforschung dieser erstaunlichen
Prozesse war von Beginn an vergleichend angelegt und
hat insofern die Voraussetzungen für eine systematische
Theoriebildung geschaffen.
Wenn der Zuschnitt und die methodische Gestalt einer
Theorie der Transformation gleichwohl unklar geblieben
sind, dann hatte das vor allem zwei Gründe. Zum ersten
war die Stellung der neuen Forschungen in der sozialwis-
senschaftlichen Landschaft kontrovers: Hatte man es mit
einem einzigartigen Sozialexperiment zu tun, das neue Be-
griffe und neue Theorien verlangte? Sollteman sie als Fort-
setzung der Osteuropaforschung und der Communist
Studies unter veränderten Rahmenbedingungen begrei-
fen? Oder handelte es sich lediglich um ein weiteres An-
wendungsfeld der bewährten sozialwissenschaftlichen
Theorien, deren universale Gültigkeit durch die Rückkehr
der postkommunistischenGesellschaften in die �Normali-
tät� nunmehr definitiv erwiesen sei?

Dass die Beantwortung dieser Fragen keine inneraka-
demischeAngelegenheit blieb, war imKontext der Entste-
hung und im spezifischen Erkenntnisinteresse angelegt,
das die Transformationsforschung vonAnfang an prägte.
Die Perspektive eines radikalen Systemwechsels war aus
den letzten Versuchen hervorgegangen, die stagnieren-
den Planwirtschaften durch die Einführung von Markt-
elementen zu reformieren. Mit dem Scheitern des letzten
reformsozialistischenAufgebots ging dieAusarbeitung für
eine Programmatik des Übergangs zurMarktwirtschaft an
die Internationalen Finanzinstitutionen und westliche Be-
rater über. Die institutionellen Orte, an denen der theoreti-
sche Rahmen und die grundlegenden Fragen der
Transformationsforschung abgesteckt wurden, waren da-
her weniger die sozialwissenschaftlichen Fachbereiche der
Universitäten als vielmehr die Forschungsabteilungen der
Weltbank und des Internationalen Währungsfonds, ent-
wicklungspolitische Organisationen, zahlreiche neuge-
gründete Institute und die Think Tanks der Politikberatung.
Zum zweiten also war und ist die Transformations-
forschung durch eine außerordentlich enge Verknüpfung
von theoretischen Fragen und politischen Interessenlagen
charakterisiert.

Vor diesem Hintergrund wird die theoretische Dynamik,
die die Transformationsforschung des letzten Jahrzehnts
bestimmte, verständlicher. Eine ersteGeneration vonTheo-
rien war durch die liberalistische Programmatik instruiert,
die in den Internationalen Finanzinstitutionen seit den 80er
Jahren vorherrschte und dem außenpolitischen Credo der
USAentsprach, demzufolgewirtschaftlicheLiberalisierung
den Universalschlüssel zu Demokratisierung und gesell-
schaftlichem Wandel abgibt. Kraft seiner institutionellen
Machtstellung, aufgrund seiner personellen, finanziellen
und politischen Ressourcen konnte dieser Washingtoner
Konsens1 das Feld der Transformationsforschung weitge-
hend vorstrukturieren, auch wenn das eine beträchtliche
Verengung der Perspektive mit sich brachte. Seine politi-
sche Durchsetzungsfähigkeit ließ sich an der erstaunli-
chen Tatsache ablesen, dass zwischen Januar 1990 und
April 1995 in24ehemalskommunistischenLändernReform-
programme nach seinemMuster angelaufen waren.Alter-
native Ansätze hatten schon aus diesem Grund einen
schweren Stand: sie verfügten weder über vergleichbare
institutionelle Ressourcen, noch konnten sie vergleichbar
klar geschnittene und zugleich universelle Politikempfeh-
lungen anbieten.
Umso wichtiger erscheinen die seit Ende der 90er Jahre
sichtbar werdenden Risse in der liberalistischen Program-
matik, die sich zu einemPost-Washingtoner Konsens aus-
geweitet haben. Bemerkenswert ist die einhergehendeNeu-
bewertung der postkommunistischen Transformationen
insofern, als sie ihrenAusgang in internen Konflikten der
Internationalen Finanzorganisationen selbst hat. Auch sie
ist Ergebnis komparativer Auswertungen der Erfolge und
Fehlschlägemarktorientierter Reformen. Die hieraus abge-
leiteten Forderungen nach einer Erweiterung von Ent-
wicklungszielen und einer Differenzierung von Lösungs-
vorschlägen werden hier zu einem Comprehensive Deve-
lopment Framework zusammengestellt, der ein breitesBün-
del außerökonomischerVariablen in denVordergrund rückt.
Es ist zu erwarten, dass diese Revision der entwicklungs-
politischen Programmatik günstigere Rahmenbedingungen
für die Transformationsforschung setzt und dadurch zu-
gleich auch neues Licht auf die oben angeführten Fragen
wirft, nicht zuletzt auf die Frage nach demVerhältnis zwi-
schen Osteuropaforschung und Transformationstheorie.

1. Washingtoner Konsens: Der Markt
als Meta-Institution der Transformation

Wenige Forschungsgebiete haben sich so rasch um eine
vergleichsweise klar definierte Fragestellung konstituiert,
wie das theoretische Feld der �Transitologie�. DasModell

Post-WashingtonerConsensus undComprehensive
Development Framework. Neue Perspektiven für
Transformationsforschung undTransformationstheorie
von KlausMüller, Berlin
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für die Transformationsforschung des letzten Jahrzehnts,
die das Erbe derCommunist Studies antreten sollte, wurde
noch in den letzten Tagen der kommunistischen Regimes
festgelegt. Zum einen durch die von Jeffrey Sachs 1989 im
Auftrag der ersten Solidarno�æ-Regierung ausgearbeite-
te und seither mit seinemNamen verbundene �Schockthe-
rapie�. Zum anderen durch die große abschließende Bi-
lanz des sowjetischen Systems, die 1990 im Auftrag der
Gruppeder sieben führenden Industrieländer (G7) vomIWF,
derWeltbank, der OECD und der eigens ins Leben gerufe-
nen Europäischen Bank für Wiederaufbau und Entwick-
lung (EBRD) angefertigt wurde. Auch diese Studie mün-
dete in die Programmatik eines radikalen Übergangs zur
Marktwirtschaft, für den ein Zeitraum von zwei bis drei
Jahren angesetzt wurde. Die Richtung dieses Übergangs
schien durch die drei Wegmarken der Stabilisierung, der
Liberalisierung und der Privatisierung hinreichendmarkiert.
Innerhalb kurzer Zeit hat sich aus denAnnahmen, die die-
sen Untersuchungen zugrunde lagen, ein relativ einheitli-
ches Paradigma des postkommunistischen Wandels her-
ausgebildet, das den theoretischen, methodischen und
normativen Zuschnitt der Transformationsforschung nach-
haltig prägte. Unter einem Paradigma ist dabei mehr als
eine empirisch-analytische Theorie zu verstehen, nämlich
die Festlegung eines Forschungsfelds, die Definition zen-
traler Probleme, Regularitätsannahmen über den normalen
Gang der Ereignisse und die Einordnung abweichender
Phänomene. Indem solche Paradigmen in die Definition
der Situation seitens derAkteure einfließen, exemplarische
Lösungswege aufzeigen und unerwünschte Alternativen
diskreditieren, kommt ihnen darüber hinaus eine eminente
praktische Bedeutung zu.
Allein schon aufgrund seiner Reichweite sprengte dieses
Paradigma den Rahmen einer �normalwissenschaftlichen
Theorie�. Angesichts des in den postkommunistischen
Ländern angestrebten Systemwechsels handelte es sich
nicht nur umeine konventionellewirtschaftspolitische Stra-
tegie und ihre theoretische Rechtfertigung aus der Lehr-
buchökonomie. Da dieser Systemwechsel zugleich die
Politik, dieWirtschaft und dasAlltagsleben betraf, ging es
um den weitergefasstenAnspruch eines allgemeinen Pro-
gramms gesellschaftlichen Wandels, welches das Orga-
nisationspotential und den formenden Einfluss vonMärk-
ten auf die politischen Institutionen, das Bewusstsein und
die Sozialstruktur in den Mittelpunkt rückte und das dar-
über hinaus klareAnforderungen an eine Politik der Trans-
formation postulierte.Anders ausgedrückt: derMarkt wur-
de als Metainstitution politischen und sozialen Wandels
schlechthin und zugleich als normativesRegulativ für �gute
Politik� eingesetzt (s.Müller 2001).
Dieser weit gefasste Anspruch schien die neue Katego-
risierung zu rechtfertigen, nach der die postkommu-
nistischen Länder seit den 90er Jahren in den Berichten
der Internationalen Organisationen und in der wissen-
schaftlichenLiteratur klassifiziert werden: Für die allermei-
sten Beobachter stand außer Frage, dass sich die countries
in transition im Übergang zuMarktwirtschaft und Demo-

kratie befinden. Diese Einschätzungwurde von der Politik-
wissenschaft weitgehend geteilt. Der Zerfall der kommuni-
stischenHerrschaft wurde alsKrönung einer �DrittenWelle
der Demokratie� aufgefasst, die autoritäre Bestrebungen
weltweit in dieDefensive drängt: �Today liberal democracy
is the only game in town.�2 Insbesondere die postkom-
munistischeWelt schien die �ideologischeWahlverwandt-
schaft� zwischenwirtschaftlichem und politischen Libera-
lismus zu bestätigen (Fish 1998, hier 231ff.).Wennman die
Ausbildung von Marktwirtschaften und Demokratie als
zwei evolutionäre Universalien auf dem Weg in die Mo-
derne begreift, dann war schließlich auch die übergreifen-
de soziologische Diagnose plausibel, dass die postkom-
munistischen Gesellschaften eine �nachholende Moder-
nisierung� durchlaufen, in deren Verlauf sie die Basis-
institutionen der westlichen Gesellschaften nachbilden.
Diese Grundüberzeugung hatte weit reichende Folgen, so-
wohl für das methodische Selbstverständnis, als auch für
die institutionellen Rahmenbedingungen, unter denen sich
die Transformationsforschung etablierte. Und nur aus die-
ser Kombination heraus wird die Durchsetzungsfähigkeit
des liberalistischen Paradigmas gegenüber skeptischeren
Stimmen verständlich, die in der theoretischen und politi-
schen Diskussion immer auch vorhanden waren.
Der erste Grund hierfür lag in der Neukartierung der wis-
senschaftlichen Landschaft. Für die Osteuropa- und
Kommunismusforschung bedeutete dies zunächst einen
schmerzhaften Schnitt: Die bislang auf die kommunisti-
schen Systeme angewandten Ansätze schienen ebenso
durch den Gang der Geschichte überholt wie ihr Gegen-
stand. Die wirtschaftswissenschaftliche Sowjetologie und
die vergleichende Systemforschung mochten in der Ver-
gangenheit zwar differenzierte Einsichten in die formelle
Funktionsweise und die informellen Mechanismen der
soviet-type economies geliefert haben. Welche Relevanz
dieses Wissen für die Zukunft haben sollte, war freilich
alles andere als offensichtlich. Nachdemmit dem Sozialis-
mus der letzteVersuch einer nichtkapitalistischen Entwick-
lung den unausweichlichen Zwängen der Globalisierung
gewichenwar, so der vorherrschende Eindruck, waren uni-
versalistische Theorien der Ökonomie, Politik undGesell-
schaft angesagt.3

Betroffen hiervonwaren über die Osteuropaforschung hin-
aus all jeneAnsätze, die sich regional und kulturell spezi-
fisch gelagerten Entwicklungsproblemen widmeten. Die
Entwicklungsökonomie, die den besonderenAnforderun-
gen ungleichgewichtiger, partiell entwickelter und struk-
turell heterogener Volkswirtschaften Rechnung tragen
wollte, war bereits als selbstständige Forschungsrichtung
untergegangen (Hirschmann 1981). Die alte Skepsis ge-
genüberMarktkräften und dasVertrauen in staatlich gelei-
tete Entwicklungsstrategien hatte einem One-World-
Consensus Platz gemacht, der Regierungen auf fiskalische
Disziplin, niedrige Inflationsraten, wettbewerbsfähige
Wechselkurse, zur Liberalisierung des Finanzsektors, zur
Privatisierung öffentlicher Unternehmen und auf die Si-
cherung von Eigentumsrechten verpflichtete (s.Waelbroek
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1998, hier 340ff.). Staatliche Industrie- und Strukturpolitik
war in diesem neuen Konzept nicht vorgesehen. Eine stra-
tegische Wachstums- und Handelspolitik mochten zwar
theoretischmöglich sein, für ihre außerordentlich diffizile
Implementierung schienen in der postkommunistischen
Politik jedoch keineAkteure in Sicht. DemStaatwar primär
die Rolle zugedacht, durch Subventionsabbau und Rück-
zug aus der Geldpolitik die Haushalte zu konsolidieren,
sowie durch dieHerrschaft des Rechts die neue Eigentums-
ordnung abzusichern.
Hier lag ein zweiter entscheidender Grund für die hegemo-
niale Stellung des liberalistischen Diskurses in der Deu-
tung der postkommunistischen Situation: seine Wirkung
war nicht auf die akademischeWelt beschränkt. DerOne-
World-Consensus, der den Common Sense der Entwick-
lungstheorie ausdrücken sollte, befand sich in Überein-
stimmungmit der Programmatik, der sich die US-Admini-
stration und die von ihr dominierten Internationalen Finanz-
institutionen (IFIs) seit Ende der 70er Jahre verschrieben
hatten und die aus diesem Grund zu Recht alsWashingto-
ner Konsens bezeichnet wurde. In ihrer Eigenschaft als
Berater oderMitarbeiter derWeltbank und des IWFwaren
die Vertreter dieses Paradigmas bereits zur Stelle, bevor
sich die Politikwissenschaft und die Soziologie auf das
neue Untersuchungsfeld einzustellen begannen und bo-
ten den postkommunistischen Reformern eine universale
Strategie für den kaumzu leugnenden Stabilisierungsbedarf
der osteuropäischenWirtschaften an, die sich auf mehrfa-
che Erfolge berief. Jeffrey Sachs hatte seine Fähigkeiten in
der Beseitigung der bolivianischen Hyperinflation Mitte
der 80er Jahre und dieMitarbeit an wirtschaftspolitischen
Strategien für Venezuela und Ecuador bewiesen; der Zu-
sammenarbeit Stanley Fischers, desChefökonoms des IWF,
mit führenden russischen Reformern waren Erfolge in der
Reduzierung der israelischenHyperinflation vorausgegan-
gen. Die Übertragung der in aller Welt angewandten
Strukturanpassungsprogramme auf die postkommunisti-
schenVerhältnisse erschien demnach nicht als praxisferne
Übung oder Ignoranz gegenüber den Besonderheiten der
osteuropäischen Situation. Sie war von der Überzeugung
geleitet, dass elementareMarktgesetze, monetäre Zusam-
menhänge und fiskalpolitische Restriktionen in allenmög-
lichen Welten gelten und dass aus der Radikalität markt-
orientierter Reformen nicht allein die unterschiedlichen
Reformerfolge der Transitionsländer zu erklären seien, son-
dern auch die Stabilität von Reformkoalitionen und die
Konsolidierung der Demokratie (Fischer & Sahay 2000;
Mussa & Savastano 1999, 23ff.).
Aus dieser universalistischen Programmatik wurden zum
dritten klar definierte Maßstäbe zur Bewertung von
Reformerfolgen abgeleitet. Die zentralenmakroökonomi-
schen Indikatoren schienen eine unzweideutige Sprache
zu sprechen: Die Senkung der Inflationsraten, die Ausge-
glichenheit der öffentlichen Haushalte, dieAnteile der pri-
vaten Sektoren am Sozialprodukt, der strukturelleWandel
von überdimensionierten Industrien zu Dienstleistungs-
bereichen, etc. lassen sich quantitativ ausweisen und zu

Liberalisierungsskalen zusammenfassen, auf denen die
Fortschritte der verschiedenen Transformationsländer
abgetragen werden. Bezogen auf diese Indikatoren konn-
ten Hypothesen über das relative Gewicht der jeweiligen
Ausgangsbedingungen, der jeweils eingeschlagenen Stra-
tegie, über die Bedeutung einer stetigen Reformpolitik und
dieAuswirkungen der jeweiligen politischen Koalitionen
formuliert und empirisch überprüft werden.4 Das quasi-
experimentelle Design dieses Ansatzes entwickelte sich
rasch zur Standartmethodologie der wirtschafts- und
politikwissenschaftlichen Transformationsforschung.5

Das Resultat zahlreicher komparativer Untersuchungen
bestätigte imGroßen undGanzen ihreAusgangshypothese:
dass die Stabilisierungs- und Wachstumschancen post-
kommunistischer Länder wesentlich von der Geschwin-
digkeit undKonsistenzwirtschaftlicher Liberalisierung ab-
hänge, während eine gradualistische Strategie die An-
passungszeit und die Anpassungskosten erhöhe. Die er-
folgreichsten Reformländer in Zentralosteuropa, nicht die
weit weniger erfolgreichen �Nachhänger� in Südosteuro-
pa, Osteuropa und der früheren Sowjetunion, wurden als
der erwartungsgemäßeNormalfall angeführt. So galten die
Visegrad-Staaten in den späten 90er Jahren als �gradu-
iert�: als so weit normalisiert, dass sie auf die speziellen
Hilfsprogramme, die zur Unterstützung des Systemwech-
sels aufgelegt worden waren, verzichten könnten. Diese
Einschätzung einer im Großen und Ganzen erfolgreich
abgeschlossenen Transformation liegt denn auch den Bi-
lanzen des IWF für die fortgeschrittensten Länder zu-
grunde.6 Sie gelten als Beweis dafür, dass die �Transit-
ion� keine bloße geschichtsphilosophische Teleologie,
sondern eine realeMöglichkeit darstellt: �Some countries
are quite close to convergence with the advanced
economies� (Köhler 2000, 6).

2. Anomalien und Alternativen � Auf dem Weg
zu einem Post-Washingtoner Konsens

In dieser Formulierung des neuen Managing Director des
IWF klingt freilich zugleich eine Relativierung an, die eine
bemerkenswerte, wenn auch noch recht zurückhaltende
Revision des liberalistischen Paradigmas beinhaltet. Denn
die Möglichkeit der �Konvergenz� wird von vornherein
auf den kleinen Kreis jener countries in transition be-
schränkt, die in dem Zehn-Jahres-Rückblick des IWF als
�EUaccession countries� reklassifiziertwerden (IMF2000,
113ff.). �Others still face a long journey�, wie der lapidare
Kommentar zu der weit überwiegendenAnzahl von Län-
dern lautet (Köhler 2000, 6), für die derAbschied vomKom-
munismus zunächst auf einen beschleunigten wirtschaft-
lichenAbstieg, Korruption und institutionellen Zerfall hin-
auslief. In der Tat ist die Gruppe der Transitionsländer als
Ganzes zu der Weltregion herabgesunken, die im letzten
Jahrzehnt den höchsten Zuwachs an Armut verzeichnet
(World Bank 2001, 23, Tab. 1.1) Ihre durchschnittliche
Wachstumsrate bleibt selbst nach der Zäsur der Asien-
Krise weit hinter jener der emergingmarkets zurück. Posi-
tiv von diesem ernüchternden Bild heben sich neben den
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EU-Beitritts-Kandidaten die ostasiatischen Reformländer
ab. Umso gravierender haben sich die postsozialistischen
Krisen auf die Nachfolgestaaten der Sowjetunion und ei-
nige südosteuropäische Länder ausgewirkt, die mehrfach
in einen Abgrund von Chaos und Anarchie blickten.
Differenzierungen dieserArt sind innerhalb des liberalisti-
schen Paradigmas nur schwer zu erklären.Die für dieRück-
kehr zuWachstum und Stabilität immerwieder geforderten
�radikalen Reformen� scheinen weder eine notwendige
noch eine hinreichende Bedingung zu sein. Die ostasiati-
sche Ländergruppe, insbesondere China, hat sich auf Di-
stanz zu den Politikempfehlungen der Internationalen
Finanzorganisationen gehalten und einen eigenen gradu-
alistischen Weg gewählt, der ein stärkeres Gewicht auf
institutionelle Stabilität als auf scharf geschnittene Eigen-
tumsrechte legt. Umgekehrt sind die relativen Erfolge der
zentraleuropäischen Länder weniger der anfänglich ver-
kündeten �Schocktherapie� zuzuschreiben, als vielmehr der
Fähigkeit der postkommunistischenRegierungen, sie prag-
matisch mit den innenpolitischen Bedingungen ihrer Um-
setzung zu vermitteln. Die schlechtesten Ergebnisse ha-
ben radikale Privatisierungsprogramme in einem politisch
unzureichend kontrolliertenUmfeld erzielt.Vor allem in den
post-sowjetischen Staaten sind überstürzte Privatisierun-
gen zum Haupteinfallstor von Korruption und zum Hebel
für eine Aneignung des Staats durch neu entstandene In-
teressengruppen geworden.7 Nicht die perhorresziertenBü-
rokraten des alten Systems, sondern die neuen Kapitali-
sten erweisen sich als größter Hemmschuh für weiterfüh-
rende Reformen. In allen Transitionsländern waren mehr
oder weniger ausgeprägte Probleme auf diesemGebiet zu
beobachten. Ein globaler Blick auf die postkommuni-
stischen Privatisierungen der letzten Dekade konstatiert
denn auch bestenfalls mixed results (EBRD 1999, 32�34;
119�121, 141�145, hier 33).VerallgemeinerungsfähigeAus-
sagen über das Verhältnis der Methoden, der Geschwin-
digkeit und der Sequenz von Privatisierungen zur Perfor-
mance der privatisierten Unternehmen sind kaum auszu-
machen. Der wichtigste einzelne Faktor, der über die Qua-
lität der Unternehmensführung entschied, war die regula-
tive Kapazität des Staats und seine aktive Rolle in der
Restrukturierung und der Herstellung von Wettbewerb.
So ist in die jüngeren Retrospektiven des IWF ein unge-
wohnt selbstkritischer Subtext eingewebt, der zu einerNeu-
bewertung der gradualistischen Kritik am liberalistischen
Paradigma einlädt.Angesichts der unerwartet tiefen post-
kommunistischen Krisen sind nicht nur Zweifel an den
unterstellten wirtschaftlichen Zusammenhängen aufge-
kommen, sondern auch an der vermuteten �Komplemen-
tarität� wirtschaftlicher und demokratischer Reformen: �a
different approach by the IMF might have worked better.
Perhaps the IMF should have been more sensitive to both
to constraints on the practical administrative capacity and
to limits on the willingness or political ability of some of
the national authorities to push through and sustain
rigorous stabilization and reformprogram� (IMF2000, 88).
Der Sache nach ist dies als späte Bestätigung jener gra-

dualistischen Konzeptionen zu lesen, die bereits zu Be-
ginn der 90er Jahre auf die außerökonomischenVorausset-
zungen für erfolgreicheReformen hingewiesen hatten.8 Die
Korruptionsanfälligkeit von Regierungen und fragile In-
stitutionen haben sich als zentrale Schwachstellen der Re-
formpolitik erwiesen.
Unter diesen Voraussetzungen verwundert es nicht, wenn
die erwarteten positiven spill-over-Effekte der wirtschaft-
lichen Liberalisierung in die politischeArena vielfach aus-
geblieben sind. Für eine Reihe von Transitionsländern
machte dieAnnahme einer globalenWelle der Demokrati-
sierung von vornherein keinen Sinn, entweder weil sie er-
klärtermaßen an einer Einparteienherrschaft festhielten,wie
etwaVietnam und China � oder weil ihnen die Desintegra-
tion politischer Strukturen entlang regionaler, ethnischer
oder tribaler Konfliktlinien die Voraussetzung für Demo-
kratie entzog: nämlich ein als rechtmäßig angesehenes
Staatsgebilde mit legitimen Kriterien der Staatsbürger-
schaft.9 In einigen zentralasiatischen Republiken wieder-
um wurde der intakt gebliebene Repressionsapparat zur
autoritären Stabilisierung genutzt, so dass diese Länder
heute zutreffender als konsolidierte Autokratien bezeich-
net werden. Selbst in den zentraleuropäischen Ländern
haben Korruptionsskandale imKontext der Privatisierun-
gen, Angriffe auf die Freiheit der Medien und autoritäre
Attitüden von einst imWesten als Demokraten gefeierten
Politikern10 der Frage nach der Qualität der neuen Demo-
kratienBrisanz verliehen (Diamond 1996).

Wenn in jüngerer Zeit die riskantenAnnahmen der libera-
listischen Programmatik verstärkt ins Bewusstsein treten,
dann ist das nicht zuletzt die Folge einer kritischenGegen-
strömung innerhalb der Internationalen Finanzinstitu-
tionen, die sich in den letzten Jahren auf einen Post-Wa-
shington-Consensus verständigt hat. Der Erfahrungs-
hintergrund dieser Kritik speist sich aus mehreren Quel-
len: aus den oben genannten Enttäuschungen über der
Verlauf derTransition, die zu einer veränderten Prioritäten-
setzung motivierten; aus wenig ermutigenden interre-
gionalenVergleichen der Langzeit-Bilanz radikalerMarkt-
reformen und aus der Einsicht, dass die liberalistische Pro-
grammatik zentrale entwicklungspolitische Fehlschläge zu
verantworten hat.11

Die Konflikte zwischen IWF und Weltbank (s. The
Economist, Sept. 18th, 1999 u. January 20th, 2001, 73f.) über
eine adäquate Konzeptualisierung der postkommunisti-
schen Transformationen hatten sich zunächst in einer auf-
schlussreichen Inkonsistenz des von der Weltbank 1996
vorgelegten World Development Reports From Plan to
Market niedergeschlagen.Während Teil I im Stil einer or-
thodoxen IWF-Studie die Reformergebnisse ganz aus der
Stringenz wirtschaftlicher Stabilisierung und unterschied-
lichen Ausgangsbedingungen ableitet, problematisieren
die folgenden Abschnitte den abstrakten Universalismus
der Privatisierungsverfahren, heben die differing cultures
and traditions der Transitionsländer hervor und verschie-
ben den Akzent auf long-term institution building sowie
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einen �kompetenten und starken Staat� (World Bank 1996,
87 u. 93). Bereits die Einleitung dieses Berichts hatte un-
terstrichen, worin sich der postkommunistische Wandel
von Standardprogrammen unterscheidet, nämlich durch
seine gesamtgesellschaftliche Dimension und durch seine
Pfadabhängigkeit von denwie immer verzerrten sozialisti-
schen Modernisierungserfolgen. In klarer Abkehr von ei-
nem tabula rasa-Ansatz schien daher ein Übergang zu
einem marktkonformen System angezeigt, �without
throwing away the achievements of the old� (World Bank
1996, 123u. 111).
Die komparativeAuswertung von Programmen strukturel-
lerAnpassung konnte hieran von vornherein zweifeln las-
sen. Interregionale Vergleiche der Ergebnisse weltmarkt-
orientierter Modernisierungen ließen vermuten, dass die
�politische Ökonomie der Geduld� (Offe), die den post-
kommunistischen Bevölkerungen nahe gelegt wurde, auf
eine harte Probe gestellt werdenwürde.Wie viel Zeit sollte
sie für den intertemporalen trade-offmakroökonomischer
Reformen, das heißt für einen �kurzfristigen�Einkommens-
verzicht im Interesse später einzuerntender Früchte reser-
vieren? In Lateinamerika, der Region, die auf die längsten
Erfahrungenmit einer weltmarkorientierten Reformpolitik
zurückblicken kann, war in den 80er Jahren eine stark zu-
nehmendeUngleichverteilungvonEinkommenzuverzeich-
nen, während die durchschnittlichen Reallöhne bis Ende
des Jahrhunderts unter das Niveau von 1980 gefallen wa-
ren, ohne die Investitionen und internen Ersparnisse be-
merkenswert stimuliert oder die Haushaltsdefizite und die
Last externer Schulden nachhaltig entschärft zu haben.
Der Preis von Desinflationierung,Austerität und �struktu-
reller Anpassung� ist bis heute zu spüren und hat Rück-
schläge gegen Reformen undDemokratie provoziert (UN/
ECLAC 2000; Stallings& Peres 2000; Karl 2000). Für die
postkommunistischen Länder stellen sich nun ganz ähnli-
che Fragen: wie nämlichMarkt, Demokratie und Institutio-
nenvertrauen in zunehmend ungleichen Gesellschaften
miteinander zu vereinbaren undwie zu verhindern sei, dass
die Erfahrungen der postkommunistischen Krisen in Zy-
nismus und Entfremdung gegenüber den erst formal ein-
geführten Institutionen umschlagen. Und sie stellen sich
hier in verschärfter Form, da der sozialistische Staat ein
Anspruchsniveau an sozialer Infrastruktur, Beschäftigung
und sozialer Integration etabliert hatte, das kaum aufrecht
zu erhaltenwar.12

Good governancewar das Stichwort, unter dem dieWelt-
bank seit 1989 auf die enttäuschenden Erfolge der struktu-
rellenAnpassung reagierte, indem sie erweiterte politische
Konditionalitäten einführte. Rufe nach adjustment with
transformation und second generation reformswaren erst-
mals im Kontext gescheiterter Programme in Afrika und
Lateinamerika laut geworden. Für die postkommunistische
Region wird nun befürchtet, dass sichAdam Przeworskis
Prognose von 1990 bewahrheiten könnte: dass der Osten
zum Süden abdriftet und die allzu vertrauten Züge des
Armutskapitalismus annimmt. Eine gewisse Schuld scheint
dabei, wie einer der Autoren von From Plan zu Market

einräumt, dem abstrakten IWF-Universalismus zuzufallen:
�The international financial institutions must bear some of
the responsibility for the poor outcomes, since they often
insisted on the primacy of economic policy�(Nellis 1999,
16).DerAnstoß zu einem�NeuenEntwicklungsparadigma�
ergab sich also aus einer Konvergenz negativer Erfahrun-
genmit der Politik strukturellerAnpassung: �TheWashing-
ton consensus failed to deliver on its promise� (Rodrik
2000, 2). Niemand anderes als JohnWilliamson, dem der
Washington Consensus seinen Namen zu verdankten hat-
te, legte den Finger auf den entscheidenden Punkt: �Policy
needs to shift back from cutting a state that had become
bloated to strengthening a number of key state institutions
whose efficient functioning is important for rapid and/or
equitable growth� (inThe Economist, Nov. 30th, 1996, 26).
Damit ist zugleich die Richtung angezeigt, in die derPost-
Washingtoner Consensus13 zielt. Das Gewicht, das dem
Konzept der second generation reforms nun beigemessen
wird,14 gibt zu erkennen, dass die �radikalen Reformen� an
der Oberfläche gesellschaftlichenWandels verblieben wa-
ren. Mit Forderungen nach good governancewird die ab-
strakte Antithese zwischen Staat und Markt dahingehend
bewegt, dass der Politik eine positive Rolle in der Herstel-
lung einer adäquaten institutionellen Umwelt von Märk-
ten zugewiesen wird. Institutionelle, politische und ver-
fassungsrechtliche Überlegungen erhalten Vorrang vor
wirtschaftlichenKriterien imengerenSinn.DieVorstellung,
dass die Transition in erster Linie eineAngelegenheit ent-
schiedener Politiker und radikaler Politikmuster sei, ist der
Einsicht gewichen, dass selbst die besten Intentionenman-
gels geeigneter Institutionen und gesellschaftlicher Ko-
häsion allzu leicht in ihr Gegenteil umschlagen. Deutlicher
Ausdruck dieses Sinneswandels ist, dass nun selbst
Jeffrey Sachs einen weitergefassten Ansatz vertritt: �as-
sessment of reform performancemight be verymisleading
if it is not recognized that economic reforms are just a small
part of large scale of constitutional transition� (Sachs,Woo
&Yang2000, 42).
Insofern hat man realisiert, dass es bei den postkommu-
nistischen Transitionen um ein mehrdimensionales Spek-
trum von Zielen geht, die gegen Ende der 90er Jahre zum
neuen entwicklungspolitischen Paradigma einesCompre-
hensiveDevelopment Framework (CDF) zusammengestellt
wurden. Der Grundgedanke dieses Paradigmas dreht sich
umdas originär soziologische Problem, Transformation als
gesamtgesellschaftlichenWandel aufzufassen, der sich auf
die administrative Kapazität der Politik, Prozesse der De-
mokratisierung und gesellschaftlichen Aktivierung, auf
Marktreformen und neuzudefinierende Normen sozialer
Gerechtigkeit gleichermaßen erstreckt. Die sozialen, insti-
tutionellen und organisatorischen Strukturen der post-
kommunistischen Gesellschaften erscheinen aus dieser
Sicht nicht als Externalität von Marktprozessen, sondern
als essentielleVoraussetzung für eine Institutionalisierung
funktionsfähigerMärkte und einen hinreichendenGrad an
sozialerKohärenz.Umdiehier lauernden interinstitutionellen
Integrationsprobleme zu lösen, scheint ein Rückgriff auf
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regionalesWissen und lokaleAkteure weit eher angezeigt,
als die Verallgemeinerung eines partikularenModells von
Kapitalismus (Rodrik 1999).Aus diesem Grund rückt der
CDF politische Konditionalitäten in denMittelpunkt: De-
mokratie gilt als beste Meta-Institution zur Beilegung so-
zialerKonflikte, zur Stimulierung von �long-term equitable
growth� und der Evolution �guter Institutionen�. Die Ent-
wicklung einer civil society wird zum �größten einzelnen
Faktor der Entwicklung� aufgewertet (Wolfensohn 1999,
25f.; Ritzen, Easterley&Woolcock 2000).

Dieser veränderteAnsatz wurde in den offiziellenVerlaut-
barungen des IMF zunächst als Ergebnis pragmatischen
Lernens vorgestellt, das in verstärkter Zusammenarbeit mit
anderen UN-Organisationen, die weiter gefasste Ziele als
der IWF vertreten, zu implementieren sei. Tatsächlich ist er
erst nach harten Auseinandersetzungen auf die program-
matische Ebene der wichtigsten multilateralen Entwick-
lungsorganisationen vorgedrungen. Inzwischen hat sich
auch die OECD zumindest auf rhetorischer Ebene der
gesamtgesellschaftlichen Perspektive desCDF angeschlos-
sen: �to takemore fully into account howmarkets, societies
and governance interact and evolve.�15 Und nicht zufällig
hat das Ende 1999 gegründete Global Development Net-
work, ein weltweiter Zusammenschluss von Forschungs-
und Politikberatungsinstituten, seinen Focus auf die post-
kommunistischenReformen gerichtet und seine zweite gro-
ße Konferenz im Dezember 2000 einem disziplinüber-
greifenden Thema gewidmet: �Beyond Economics:Multi-
disciplinary Approaches to Development.�

3. Folgen für die Transformationsforschung
und Transformationstheorie

Einstweilen ist noch nicht abzusehen, wie weit sich die
praktische Politik der Internationalen Finanzinstitutionen
an dem neuen Paradigma orientieren wird. Die andauern-
denAuseinandersetzungen um die entwicklungspolitische
Rolle der Internationalen Finanzinstitutionen lassen jedoch
vermuten, dass zwar die Zeiten eines selbstgewissen �Wa-
shingtoner Konsenses� vorüber sind. Ob die Erfahrungen
des letzten Jahrzehnts zu einer vergleichbar geschlosse-
nen Programmatik führen werden, mag hier dahingestellt
bleiben.
In theoretischer Hinsicht sind die Kontroversen um einen
Post-Washingtoner Konsens insofern von Bedeutung, als
sie die von der akademischen Sozialwissenschaft seit län-
gerem gehegten theoretischen Vorbehalte auch auf jene
institutionelle Ebene heben, auf welcher der neoliberale
Diskurs seineMeinungsführerschaft entfaltete. Man kann
also vermuten, dass infolge des erweiterten Verständnis-
ses von gesellschaftlicher Transformation, das sich imCDF
artikuliert, differenziertere sozialwissenschaftlicheAnsät-
ze gefordert sein werden. Das betrifft zum Ersten den Be-
griff der Transformation, zum Zweiten die Themen, die in
der Transformationsforschung eine prominentere Rolle
spielen werden und nicht zuletzt die Stellung der Post-

Communist Studies innerhalb der Transformationsfor-
schung, die durch einen falsch verstandenen Gegensatz
zwischenArea Studies und allgemeiner Sozialtheorie eher
verdunkelt wurde.
Angesichts der Diversifizierung der postkommunistischen
Entwicklung ist ein Begriff von Transition, der einen uni-
versellen Trend zuMarktwirtschaft undDemokratie unter-
stellt, aus sachlichen und methodischen Gründen nicht
mehr zu halten. Die Unterschiede zwischen den countries
in transition können nicht mehr schlicht auf verschiedene
Ausgangsbedingungen und einen unterschiedlich ausge-
prägten Reformwillen zurückgeführt werden. Die Bereit-
schaft und die Fähigkeit, eine konsequente Politik durch-
zuhalten, verweisen auf politische und institutionelle Fak-
toren, die ihrerseits erklärungsbedürftig sind. Die Dyna-
mik der postkommunistischenReformen des zurückliegen-
den Jahrzehnts wurde, in anderen Worten, von nicht-
linearen Effekten im Schnittfeld von Wirtschaft, Politik,
Sozialstruktur und Kultur geprägt, die ein single-factor
theorizing ausschließen. So überrascht es nicht, dass trotz
verlängerter Zeitreihen und einer recht hohen Zahl von
Fällen keine deduktiv-nomologische Theorie der Trans-
formation zustande gekommen ist. Die hierfür präsentier-
ten �kausalen� (d.h. statistischen) Relationen zwischen
Politikmustern und Reformergebnissen sind nach 10 Jah-
ren Forschung in eine Reihe mehr oder weniger syste-
matisierbarerEinzelfälle auseinander gefallen, die den stren-
genAnsprüchen einer quasi-experimentellen Empirie nicht
genügen. Die insbesondere von Ökonomen behaupteten
analytischen Zusammenhänge zwischen politischenMaß-
nahmen und Ergebnissen haben sich in einem solchen
Ausmaß als kontextsensitiv erwiesen, dass qualitative In-
dikatoren, Einzelfallstudien und deskriptive Rekonstruk-
tionen von Entscheidungssituationen unvermeidlicher-
weise einen hohen Stellenwert eingenommen haben. In
diesem Sinne kann man die erstaunliche Selbstkritik des
gegenwärtigen Direktors der IWF am abstrakten Univer-
salismus seiner eigenenOrganisation verstehen: �there are
as many transition paths as transition economies: one size
does not fit all. Every nation has found or needs to find its
own path toward a market economy. Domestic ownership
of the reform process is most likely to take root when the
policy agenda is �homegrown� and reflects national prefe-
rences, culture, and institutions� (Köhler 2000, 2).
Wenn die countries in transition demnach keinen univer-
sellen Pfad durchschreiten, dann versteht man unter
�Transformation� besser ihre Reaktion auf die sie gemein-
sam charakterisierende Problemkonstellation, die sich ei-
nerseits aus demwirtschaftlichen, sozialstrukturellen und
institutionellen �Erbe� der unhaltbar gewordenen Planwirt-
schaften ergibt, die andererseits in denAnpassungszwän-
gen an eine globalisierte Weltwirtschaft besteht. Wie die
einzelnen Länder diese Herausforderungen bewältigen,
lässt sich schon deshalb nicht prognostizieren, da zwi-
schen der Ausbildung von Märkten und außerökonomi-
schen Institutionen keine eindeutige Beziehung besteht



16/2001 11Forum

(Rodrik 1999).Und es gibt keinenGrund anzunehmen, dass
die Varietät institutioneller Muster, die den fortgeschritte-
nen kapitalistischen Demokratien ohne weiteres attestiert
wird (Kitschelt et. al. 1999), nicht auch für die post-
kommunistischen Gesellschaften gelten sollte.
Das heißt nicht, dass die Transformationsforschung hier-
über ihre Konturen verliert. Statt sich auf die Konvergenz
der postkommunistischen Gesellschaften an die Basis-
institutionen eines idealtypischen Kapitalismus zu fixie-
ren, wird sie jedoch ein breiteres Spektrum von Wand-
lungsprozessen und institutionellen Konfigurationen zur
Kenntnis nehmen müssen. Über welche regulativen Insti-
tutionenwerden die Koordinations- und Informationsdefi-
zite kompensiert, die mit entstehenden Märkten unver-
meidlicherweise einhergehen? Über welche rechtlichen
KonstruktionenwerdenEigentumsrechte in effektiveUnter-
nehmenskontrolle überführt? Auf welche Weise werden
die sozialen und infrastrukturellen Dienstleistungen aus
dem privatisierten Unternehmensbereich herausgelöst,
ohne die sozialintegrativen Normen des alten Systems
gänzlich zu verabschieden? Welche Institutionen stehen
zur Verfügung, um soziale, regionale und ethnisch defi-
nierteVerteilungskämpfe aufzufangen?
Wenn die komparative Forschung selbst für die zentral-
europäische Gruppe von Reformländern eine gewichtige
Varietät hierauf bezogener Problemlösungen aufzeigt, dann
weist das auf die beträchtliche Rolle hin, die der post-
kommunistische Staat für den Verlauf der Transformation
spielt.Auch in Zeiten der Globalisierung wird der interna-
tionale Wettbewerbsdruck durch die heimische Politik,
durch interne Interessenkonstellationen und Präferenzen
gefiltert.Auf der anderen Seite zeigt gerade diese Länder-
gruppe, wie wichtig Regime regionaler Integration für die
Konsolidierung nationaler Institutionensysteme sind. Die
Reklassifizierung der zentraleuropäischen Länder alsEU-
Accession-Group drückt aus, dass die institutionelle
Integrationsstrategie der EU und das damit verbundene
Konzept des Institutionentransfers (Twinning) ihrer Ent-
wicklung eineKohärenzundFinalität verleiht, die denNach-
folgestaaten der früheren Sowjetunion einstweilen fehlt.
Dass dieser �externe Anker� (Roland) entwicklungs-
theoretischwichtiger ist als eine unvorbereiteteWeltmarkt-
liberalisierung, äußert sich nicht zuletzt in der (verspäte-
ten)Aufwertung regionaler Integrationspolitik seitens der
IFIs (IMF2000, 138�174).

Von hier aus fällt Licht auf die seit einigen Jahren erstaun-
lich kurzsichtig geführte Kontroverse um das Verhältnis
zwischen Area-Studies und komparativen bzw. analyti-
schenAnsätzen imHinblick auf eine Theorie derTransfor-
mation. Bereits ein Blick in die Geschichte derCommunist
bzw. Soviet Studies hätte zeigen können, dass das Kon-
zept der Regionalforschung und die Modernisierungs-
theorie (als das umfassendste universelle Theorieprojekt)
demselben Zusammenhang entstammen (s.Wallerstein et.
al. 1996, 36�48). Selbstverständlich hat sichTalcott Parsons
bei der Einordnung des sowjetischen Modernisierungs-

regimes in seine evolutionäre Theorie derModerne auf die
Area Studies seiner Zeit verlassen. Und es würde kaum
Sinn machen, Barrington Moores, Gabriel Almonds oder
Shmuel Eisenstadts Arbeiten zum sowjetischen und chi-
nesischenKommunismus gegen ihre Stellung in der allge-
meinen Sozialwissenschaft auszuspielen.Auf der anderen
Seite war die Sowjetforschung vonAlex Inkeles bis Jerry
Hough an der Durchsetzung analytischer und vergleichen-
derVerfahren beteiligt. Schließlich darf daran erinnert wer-
den, dass der Anstoß zur Globalisierungsdiskussion, den
wir derWeltsystemtheorie verdanken, aus einer regional-
wissenschaftlichen (zunächst auf Afrika bezogenen) Pro-
blematik hervorgegangen ist.

Wie es scheint, ist ein Gutteil des Streits um den Stellen-
wert der Osteuropaforschung und der Post-Communist
Studies für eineTheorie derTransformation derReifizierung
einermethodischenDifferenz geschuldet: alswäre denArea
Studies ihr Forschungsfeld gleichsam geographisch vor-
geben, während die analytische Sozialwissenschaft auf
raum-zeitlich universaleEntwicklungsgesetze zielt.Tatsäch-
lich lag den Area Studies die zweifache methodische Prä-
misse zugrunde, dass es sinnvoll sei, Regionen, die gewis-
se kulturelle, historische, sprachliche oder politische Ge-
meinsamkeiten aufweisen, als ein Untersuchungsfeld zu
behandeln, auf dem durch die Koordination der sozialwis-
senschaftlichen Disziplinen ein �Synthesegewinn� (Elias)
zu erzielen sei. Und tatsächlich war die sachlich begründe-
te Abgrenzung von Regionen die Voraussetzung sowohl
für intra- als auch für interregionale Vergleiche von Ent-
wicklungsprozessen. Das heißt umgekehrt, dass Moder-
nisierungen immer schon als regional differenzierte Vor-
gänge aufgefasst wurden, in denen wechselnde Zentren
variablen Peripherien gegenüberstanden. Aus diesem
Grund legt auch die jüngere Globalisierungstheorie gro-
ßes Gewicht auf Prozesse der Lokalisierung.16

Auf dieser Linie lassen sich auch die Differenzierungen
der postkommunistischenTransformationen begreifen. Die
Gruppe der Countries in Transition lässt sich als eine gro-
ße Region auffassen, deren Problematik sich aufgrund ih-
rer gemeinsamenVergangenheit einerseits von der der klas-
sischen Entwicklungsländer, andererseits von der entwik-
kelter Demokratien unterscheidet. Für die Analyse dieser
umfassenden Problematik, die mit gutem Recht als �New
Great Transformation� bezeichnet wurde, sind (Neo-)Mo-
dernisierungsansätze zuständig, die ihre Vergleichs-
dimensionen aus der westeuropäischen Nachkriegs-
modernisierung oder demAufstieg des südostasiatischen
Modernisierungspols beziehen. Die regionale Differenzie-
rung der Transformationsproblematik zu begründen, die
zahlreiche Untergruppierungen nach sich gezogen hat,
bleibt dagegen Aufgabe der Area Studies. Diese können
nicht auf die Funktion zurückgeschnitten werden, die
initial conditions für ein universales Szenario zu ermit-
teln. Lokales Wissen und regionalwissenschaftliche Ex-
pertise bleiben unverzichtbar, umdieDynamik historischer
Konfliktformationen,Herrschaftstraditionen, geopolitische
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Selbstverortungen und die �lange Dauer� konstruierter
kollektiver Identitäten zu verstehen. Und man kann ver-
muten, dass die Umsetzung des CDF zu einer verstärkten
Nachfrage nach regionalwissenschaftlichenKompetenzen
führenwird.
Neue Herausforderungen an dieArea Studies ergeben sich
andererseits daraus, dass sich die in jüngerer Zeit unter-
schiedenen (Sub-)Regionen vielfach überlappen und va-
riabel gestalten. Offensichtlich fällt ihnen ihrGegenstands-
bereich nicht als geographische Tatsache zu, sondern be-
darf theoretischer Begründungen, die von den jeweils ver-
folgten Fragestellungen abhängen. Diese Fragestellungen
haben sich zweifellos verändert. Viele Kontroversen der
Osteuropa- und Kommunismusforschung sind heute zur
Angelegenheit historischer Rekonstruktionen geworden.17
Für die neuen Problemlagen sind Theorien des Nationalis-
mus, der Demokratisierung und der regionalen Integration
gefragt. Die Zukunft der Osteuropaforschungwird freilich
nicht nur davon abhängen, ob sie diese Theorien in ihren
Interessenhorizont einzulesen versteht, sondern auch von
den Impulsen, die sie zu ihrerWeiterentwicklung abgibt.

PD Dr. Klaus Müller lehrt Soziologie am Osteuropa-
Institut der FU Berlin.
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